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– Kosten- und Finanzierungsplan mit einer Über-
sicht über alle zu erwartenden Ausgaben und 
Einnahmen, Kostenvoranschläge sowie ein 
Zeitplan,

– Erklärung zur Förderung durch andere Stellen,

– Erklärung, ob allgemein oder für das betref-
fende Vorhaben ein Vorsteuerabzug nach  
§ 15 UStG besteht,

– Erklärung zur Einhaltung der Verpflichtungen 
aus dem schleswig-holsteinischen Landes-
mindestlohngesetz vom 13. November 2013 
(GVOBl. Schl.-H. S. 404).

7.2 Der Antrag ist rechtzeitig vor Beginn der Maß-
nahme zu stellen. Die Bewilligungsbehörde kann 
auf schriftlichen Antrag im Einzelfall die Zustim-
mung zum vorzeitigen Beginn der Maßnahme 
nach Nummer 1.3 der VV zu § 44 LHO erteilen. 
Damit bleibt eine danach begonnene Maßnahme 
förderungsfähig.

7.3 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech-
nung der Zuwendungen sowie für den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung und die gegebe-
nenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten die VV/VV-K zu § 44 
LHO i.V.m. den entsprechenden Regelungen des 
Landesverwaltungsgesetzes (§§ 116, 117 und 
117 a LVwG), soweit nicht in diesen Richtlinien 
Abweichungen zugelassen sind. 

7.4 Im Falle einer Kofinanzierung mit Mitteln der 
Europäischen Union aus dem Europäischen Land-
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländli-
chen Raumes (ELER) sind im Einzelfall Abwei-
chungen im Verfahrensablauf erforderlich. Insbe-
sondere kann die Zuwendung nur auf Nachweis 
der getätigten Ausgaben ausgezahlt werden. Nä-
heres wird im Zuwendungsbescheid geregelt.

7.5 Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie 
eine im Einzelfall unbeabsichtigte Härte oder lie-
gen besondere landespolitische Interessen vor, 
kann das Ministerium für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume als oberste 
Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen.

8 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt für Schleswig-Holstein in 
Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2020. Gleich-
zeitig treten die Richtlinien für die Gewährung von 
Zuwendungen für die Arbeit „Lokaler Aktionen“ 
zur Umsetzung von NATURA 2000 in Schleswig- 
Holstein vom 23. April 2015 (Amtsbl. Schl.-H.  
S. 572)*) außer Kraft.

Amtsbl. Schl.-H. 2017 S. 1025

*) Gl.Nr. 6612.33

Richtlinie für die Gewährung von  
Zuwendungen zur Förderung nicht-investiver 
touristischer Projekte sowie nicht-investiver 

Maßnahmen zur Inwertsetzung des  
Natur- und Kulturerbes1)

GI.Nr. 6607.15

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie 
vom 14. Juni 2017 – VII 332 -

Im Einvernehmen mit dem Finanzministerium sowie 
dem Ministerium für Inneres und Bundesangelegen-
heiten wird folgende Richtlinie erlassen.

Aus Gründen der Lesbarkeit wird in dieser Richtlinie 
ausschließlich die männliche Form verwendet. Ge-
meint sind, wenn nicht explizit anders benannt, 
stets Personen beiderlei Geschlechts. 

Die Förderung von nicht-investiven touristischen 
Projekten wird im Rahmen des Landesprogramms 
Wirtschaft (LPW) durchgeführt. Das Programm bil-
det unter Berücksichtigung der inhaltlichen Konver-
genz der EU-, der Bund/Länder- sowie der ergän-
zenden Landesförderung den Rahmen für 

– die Förderung aus dem Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE),

– die Förderung aus der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ (GRW) nach den jeweils geltenden Förderre-
geln der GRW und

– eine Förderung mit Landesmitteln.

Diese Richtlinie konkretisiert die Vorgaben der Aus-
wahl- und Fördergrundsätze und Regeln für die Un-
terstützung durch den Europäischen Fonds für regio- 
nale Entwicklung (EFRE) im Rahmen des Landes-
programms Wirtschaft (AFG LPW).

Das Programm hat eine Laufzeit bis Ende 2020 mit 
drei Auslaufjahren bis Ende 2023. 

Entsprechend den gewährten Fördermitteln bestim-
men sich die zum Tragen kommenden Rechtsgrund-
lagen in ihrer jeweils geltenden Fassung.

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage (einschließlich  

EUrechtlicher Grundlage zum Beihilfenrecht)

Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtli-
nien, des Koordinierungsrahmens GRW sowie der 
Regelungen der EU für Förderungen aus dem EFRE 
und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 Landes-
haushaltsordnung (LHO) im Rahmen der AFG LPW 
Zuwendungen für nicht-investive touristische Pro-
jekte sowie nicht-investive Maßnahmen zur Inwert-
setzung des Natur- und Kulturerbes. 

1) Definition in Anlehnung an UNESCO-Übereinkommen 
vom 16. November 1972:   
Kulturerbe: Werke von Menschenhand oder gemein-
same Werke von Natur und Mensch sowie Gebiete ein-
schließlich archäologischer Stätten, die aus geschicht-
lichen, ästhetischen, ethnologischen oder anthropolo-
gischen Gründen von besonderem Wert sind.  
Naturerbe: Naturstätten oder genau abgegrenzte Na-
turgebiete, die aus wissenschaftlichen Gründen oder 
ihrer Erhaltung oder natürlichen Schönheit wegen von 
besonderm Wert sind.

MI001115
Durchstreichen
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Ziel der Förderung ist die ressourcenschonende 
Steigerung der Attraktivität Schleswig-Holsteins 
als Urlaubsdestination für überdurchschnittlich 
natur- und kulturaffine Zielgruppen, die Stärkung 
der regionalen Identitäten sowie eine Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der schleswig-hol-
steinischen Tourismuswirtschaft bei gleichzeitiger 
Bewahrung, Schutz, Förderung, Entwicklung und 
Inwertsetzung des Natur- und Kulturerbes. 

Zu diesem Zweck werden nicht-investive Maß-
nahmen gefördert. 

Die Förderung aus Mitteln der GRW erstreckt sich 
dabei auf die Erarbeitung regionaler Tourismusent-
wicklungskonzepte und Planungs- und Beratungsleis-
tungen (Machbarkeitsstudien), die der Vorbereitung/
Durchführung förderfähiger öffentlicher touristischer 
Infrastrukturmaßnahmen (GRW-Koordinierungsrah-
men – Teil II B Ziffer 4.1 und 4.5) dienen. 

Die Förderung aus Mitteln des EFRE konzentriert 
sich auf die Entwicklung von Konzepten und An-
geboten für einen sanften und umweltschonen-
den Tourismus (Operationelles Programm EFRE – 
Investitionspriorität 6 c). 

Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung 
der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entschei-
det die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der ver-
fügbaren Haushaltsmittel.

Liegen mehrere förderfähige sowie förderwürdige An-
träge vor und ist eine Förderung aller beantragten Vor-
haben aufgrund begrenzt zur Verfügung stehender 
Haushaltsmittel nicht möglich, werden insbesondere 
folgende Kriterien für die Auswahl herangezogen:

– Beitrag zur Stärkung des Tourismusstandortes 
Schleswig-Holstein

– wirtschaftliches Potenzial

– direkte und indirekte Arbeitsplatzeffekte

Für die EFRE-Vorhaben der Investitionspriorität 6 c 
gelten zusätzlich folgende Kriterien:

– natur- und kulturhistorische Bedeutung

– Integration und Abwägung von Aspekten der 
Umwelt- und Ressourcenschonung

2 Gegenstand der Förderung

Die Förderung dient der Realisierung von nicht-inves-
tiven Projekten, die dazu geeignet sind, Impulse für 
die touristische Entwicklung des Landes zu geben. 

Gefördert werden können folgende Arten von 
Maßnahmen:

2.1 Fördermaßnahmen der GRW

2.1.1 Regionale Tourismusentwicklungskonzepte (TEK)

Förderfähig ist die Erarbeitung von touristischen 
Entwicklungskonzepten für das Regionsgebiet lo-
kaler Tourismusorganisationen (LTO) durch Dritte.  
Gefördert werden kann auch die Fortschreibung/
Aktualisierung eines vorhandenen Konzeptes, so-
fern es älter als fünf Jahre ist und neue regionale 

Entwicklungen oder einen anderen Fokus berück-
sichtigt. 

Bei der Erarbeitung sollen im Wege eines breit an-
gelegten Beteiligungsprozesses die maßgeblichen 
touristischen Akteure, die kommunale Ebene, die 
betreffenden Wirtschafts-, Sozial- und Umwelt-
partner und gegebenenfalls auch die Bürgerinnen 
und Bürger eingebunden werden.

Die Konzepte sollen die Inhalte und Ziele der Tou-
rismusstrategie Schleswig-Holstein 2025 aufgrei-
fen und einen strategischen Ansatz verfolgen. 
Mindestinhalte des Konzeptes sind: 

– Darstellung der regionalen Ausgangslage, Be-
standsaufnahme des vorhandenen touristi-
schen Angebotes und der touristischen Nach-
frage (insbesondere Zielgruppenanalyse und 
Betrachtung der Wettbewerbssituation)

– Stärken-Schwächen-Analyse für das Gebiet 
und der touristisch relevanten Orte der LTO

– Festlegung der touristischen Entwicklungs-
ziele, der dafür erforderlichen Maßnahmen, Prio- 
ritäten und Umsetzungsschritte einschließlich 
Umsetzungscontrolling

– ein innerhalb der LTO abgestimmtes Infrastruk-
turentwicklungskonzept, das u.a. Aspekte wie 
Klimawandel, Nachhaltigkeit, Barrierefreiheit 
aufgreift

– bei der Neubildung einer LTO bzw. Änderungen 
des LTO-Gebietes: Vorschläge zur Organisations-
struktur, Finanzierung und Marketingaktivitäten

Die für die touristische Entwicklung erarbeiteten 
Maßnahmen sind zu gewichten und aufeinander 
abzustimmen. Das endgültige TEK ist von den 
LTO-Partnern und den politischen Gremien in der 
Region verbindlich zu beschließen.

2.1.2 Planungs- und Beratungsleistungen/Mach-
barkeitsstudien für öffentliche touristische Infra-
struktureinrichtungen

Förderfähig sind Planungs- und Beratungsleistun-
gen sowie Machbarkeitsstudien, die der Vorberei-
tung und Durchführung größerer öffentlicher tou-
ristischer Infrastrukturmaßnahmen dienen. Die 
Infrastruktur muss zu den förderfähigen Maßnah-
men nach Teil II B Ziffer 3.2.3 des GRW-Koordi-
nierungsrahmens zählen.

Die Machbarkeitsstudien müssen vor allem Aus-
sagen zu folgenden Aspekten beinhalten: 

– Schlüssigkeit und Marktfähigkeit des Projektes

– Übereinstimmung mit dem örtlichen/regiona-
len Tourismuskonzept und der Landestouris-
musstrategie

– Berücksichtigung von Kriterien der Nachhaltig-
keit, Energieeffizienz und Barrierefreiheit

– Einzugsbereiche, Gästezahlen und Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung

– Reattraktivierungs-Konzept
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– Marketingkonzept

– Tragbarkeit von Eigenanteil und Folgekosten

– Träger-Betreiber-Konstruktion

– Bedeutung des Projektes für den Tourismus in 
der Region

–  Auswirkungen des Projektes auf ähnliche öffent-
liche oder private Einrichtungen im relevanten 
Einzugsbereich (Synergieeffekte/Konkurrenzen)

Nicht förderfähig sind Leistungen der Bauleitplanung.

2.2 Fördermaßnahmen des EFRE

Entwicklung von Konzepten und Angeboten für 
einen sanften und umweltschonenden Tourismus.

Förderfähig sind Maßnahmen zur Entwicklung 
von Konzepten und touristischen Angeboten, die

– inhaltlich an das Natur- und Kulturerbe Schles-
wig-Holsteins anknüpfen,

– einen maßgeblichen Beitrag zu dessen Erleb-
barkeit und zur Steigerung der touristischen 
Attraktivität leisten,

– überregionale Bedeutung besitzen,

–  sich an die Zielgruppen der Landestourismusstra-
tegie (Natururlauber, Familien, Entschleuniger, 
Neugierige, Städtereisende) richten, 

– in einem kooperativen Ansatz Akteure aus den 
Bereichen Tourismus, Kultur, Natur- und Um-
weltschutz einbinden und

– Vermarktungsaspekte beinhalten.

Die Planungen zur Vermarktung sind eng mit den tou-
ristischen Marketingorganisationen abzustimmen.

3 Zuwendungsempfänger

3.1 Antragsberechtigt nach Ziffer 2.1 sind als Trä-
ger des Projektes 

– Gemeinden und Gemeindeverbände,

– juristische Personen, die steuerbegünstigte 
Zwecke verfolgen, wenn die Voraussetzungen 
der §§ 51 bis 68 Abgabenordnung erfüllt sind 
und dies vom Finanzamt anerkannt ist,

– natürliche und juristische Personen, die nicht 
auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind. Hierzu 
können gegebenenfalls auch Zweckverbände 
oder Anstalten öffentlichen Rechts zählen. 

3.2 Als Träger für Maßnahmen nach Ziffer 2.2 können 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die Tourismus-
marketingorganisationen in Schleswig-Holstein so-
wie im Tourismus tätige Institutionen, Verbände, Ver-
eine, Stiftungen und Forschungsinstitute gefördert 
werden, soweit sie ihren Sitz in Schleswig-Holstein 
haben und eigene Rechtspersönlichkeit besitzen.

3.3 Der Träger ist in vollem Umfang für die förder-
rechtskonforme Abwicklung des Vorhabens ver-
antwortlich und haftet dementsprechend gegen-
über dem Zuwendungsgeber für den Fall einer et-
waigen Rückforderung. 

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Das Projekt muss einen maßgeblichen Beitrag 
zur Entwicklung des Tourismus in der Region oder 
im Land leisten und mit der Tourismusstrategie 
und den kulturpolitischen Leitlinien („Kulturper- 
spektiven Schleswig-Holstein“) der Landesregie-
rung im Einklang stehen. 

4.2 Fördergebiet ist das Land Schleswig-Holstein 
für den EFRE bzw. die GRW-Fördergebietskulisse.

4.3 Eine Förderung erfolgt grundsätzlich nur dann, 
wenn folgende Kriterien erfüllt sind:

Kriterien für Gemeinden und Gemeindeverbände:

–  Die Träger sind Mitglied in einer lokalen Touris-
musorganisation (LTO). LTO sind marktfähige, 
strategisch geführte räumliche Einheiten mit 
einem klar erkennbaren und abgegrenzten An-
gebot, die auf freiwilliger, verbindlicher Koope-
ration mehrerer Kommunen und ihrer touristi-
schen Organisationen sowie privater Leis-
tungsanbieter beruhen. 

Diese Anforderung entfällt für LTO- bzw. kreis-
übergreifende Projekte sowie für Maßnahmen 
zum Erhalt und zur touristischen Inwertset-
zung von herausragenden Kulturstätten. 

Darüber hinaus müssen die Träger unmittelbar 
oder mittelbar über die LTO Mitglied bzw. Ge-
sellschafter in einer regionalen touristischen 
Marketingorganisation (TMO) sein und sich am 
Marketing dieser TMO beteiligen (finanziell 
oder in vergleichbarer Form). 

Ergibt sich aus dem Erfordernis der LTO-Mit-
gliedschaft bzw. der Beteiligung an der TMO 
eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte 
oder liegen besondere landespolitische Interes-
sen vor, können in Abstimmung mit dem Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Technologie Ausnahmen zugelassen werden.

– Die Träger müssen sich an touristischen Ge-
meinschaftsaktionen beteiligen, soweit diese 
für sie geeignet sind (z.B. OstseeCard).

– Die Träger werden bei ihren Marketingaktivitä-
ten (z.B. Printprodukte, Internetauftritt) die 
Vorgaben der Landesmarketingorganisation 
und der Landesdachmarke (www.styleguide- 
sh.de) angemessen umsetzen.

Kriterien für Tourismusmarketingorganisationen in 
Schleswig-Holstein sowie im Tourismus tätige Ins- 
titutionen, Verbände, Vereine, Stiftungen und For-
schungsinstituten:

– Regionale touristische Marketingorganisatio-
nen (TMO) müssen sich am Marketing der Lan-
desmarketingorganisation (LMO) beteiligen (fi-
nanziell oder in vergleichbarer Form).

– Die Träger werden bei ihren Marketingaktivitä-
ten (z.B. Printprodukte, Internetauftritt) die 
Vorgaben der Landesmarketingorganisation 
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und der Landesdachmarke (www.styleguide- 
sh.de) angemessen umsetzen.

4.4 Eine Förderung ist nur möglich, wenn die Ge-
samtfinanzierung gesichert ist.

4.5 Der Träger hat einen angemessenen Eigenan-
teil (mindestens 10 Prozent) zu erbringen. 

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung wird im Wege der Projektför-
derung als Anteilfinanzierung in Form eines 
zweckgebundenen, nicht rückzahlbaren Zuschus-
ses gewährt.

5.2 Zuwendungsfähig sind nachweisbare Ausga-
ben, soweit sie ursächlich im Zusammenhang mit 
dem Vorhaben stehen, zur Durchführung unbe-
dingt  erforderlich sind und den Grundsätzen von 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. 

Für Projekte, die mit GRW-Mitteln gefördert wer-
den sollen, sind die Regelungen des Koordinie-
rungsrahmens der GRW zu beachten. 

Für Projekte, die mit EFRE-Mitteln gefördert wer-
den sollen, sind die Regelungen hinsichtlich der 
Zuschussfähigkeit von EFRE-Ausgaben in Anhang I 
der AFG LPW zu beachten. 

5.3 Zuwendungsfähige Ausgaben für Maßnahmen 
nach Ziffer 2.1 sind Ausgaben für die Erarbeitung 
durch Dritte. Die Förderquote aus der GRW be-
trägt in der Regel bis zu 75 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben. Für Entwicklungskon-
zepte ist die Beteiligung der GRW auf einen 
Höchstbetrag von 50.000 Euro begrenzt.

5.4 Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben für 
Maßnahmen nach Ziffer 2.2 gehören grundsätz-
lich die beim Träger anfallenden Sach- und Perso-
nalkosten, soweit sie auf tatsächlich getätigten 
Ausgaben beruhen, einschließlich Marketing- und 
Veranstaltungskosten.

Förderfähig sind außerdem nur solche Projekte, die 
über die originären Aufgaben des Zuwendungs-
empfängers hinausgehen. Personalkosten müssen 
dem Grundsatz der Zusätzlichkeit entsprechen.

Die Förderquote aus dem EFRE beträgt bis zu  
50 Prozent. Das Land kann sich mit insgesamt bis 
zu 200.000 Euro je Vorhaben beteiligen. 

Der Gesamtbetrag der einem Träger gewährten 
Beihilfen darf 200.000 Euro in einem Zeitraum 
von drei Steuerjahren nicht überschreiten.2) 

Projekte mit zuwendungsfähigen Ausgaben von 
weniger als 50.000 Euro werden in der Regel 
nicht gefördert.

5.5 Bei Trägern, die allgemein oder für das betref-
fende Vorhaben zum Vorsteuerabzug nach § 15 
UStG berechtigt sind, sind nur die Nettoausgaben 
förderfähig.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Im Hinblick auf die Förderung aus dem EFRE 
unterliegen die geförderten Projekte einer ständi-
gen Begleitung und Bewertung anhand finanziel-
ler und  materieller/inhaltlicher Indikatoren (Grad 
der Zielerreichung). 

6.2 Die Antragstellung beinhaltet das Einverständ-
nis, dass alle im Zusammenhang mit der Förderung 
bekannt gewordenen Daten von der Bewilligungs-
stelle oder der von ihr beauftragten Stelle auf Da-
tenträger gespeichert und von ihnen oder in ihrem 
Auftrag von wissenschaftlichen Einrichtungen oder 
Einrichtungen des Landes Schleswig-Holstein, des 
Bundes oder der Europäischen Union für Zwecke 
der Statistik und der Erfolgskontrolle über die Wirk-
samkeit des Förderprogramms ausgewertet und 
Auswertungsergebnisse veröffentlicht werden.

6.3 Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich, 
der Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH) 
mit der Antragstellung sowie vor jeder Auszahlung 
mitzuteilen, ob eine von ihm zuvor erhaltene Zu-
wendung von der Europäischen Kommission für 
formell oder materiell rechtswidrig erklärt und eine 
diesbezügliche Rückforderungsentscheidung erlas-
sen wurde. 

Die Gewährung der Zuwendung bzw. die Auszah-
lung der Zuwendung unterbleibt dann so lange, bis 
die erhaltene Zuwendung in Umsetzung der Rück-
forderungsentscheidung der Europäischen Kom-
mission vollständig und verzinst zum Referenzzins-
satz, der für die Berechnung des Subventionsäqui-
valents von Beihilfen verwendet wird, zurückgezahlt 
oder auf ein Sperrkonto eingezahlt wurde. Dies gilt 
auch bei tranchenweiser Auszahlung der Zuwen-
dung auch für zukünftig ergehende Rückforde-
rungsentscheidungen; diese sind der IB.SH unver-
züglich mitzuteilen.

7 Verfahren

7.1 Mit Beratung vor Antragstellung und Abwick-
lung der Projekte ist als zwischengeschaltete 
Stelle die Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH) 
beauftragt.

7.2 Zuwendungen sind vor Beginn der Maßnahme 
auf den bereitgestellten Antragsvordrucken unter 
Beifügung prüffähiger, den Anforderungen der 
Förderrichtlinie entsprechenden Unterlagen nach 
Ziffer 4.1 AFG LPW bei der zwischengeschalte-
ten Stelle zu beantragen. Bewilligungsstelle ist 
die Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH). 

7.3 Mit dem Vorhaben darf vor Erteilung des Zu-
wendungsbescheides nicht begonnen werden. 
Eine Zustimmung zum vorzeitigen Beginn, die kei-
nen Rechtsanspruch auf eine spätere Förderung 
begründet, kann in Ausnahmefällen schriftlich un-

2) Siehe hierzu Verordnung (EU) Nummer 1407/2013 der 
Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-
Beihilfen. Nach Artikel 3 Absatz 2 dieser Verordnung 
darf der Gesamtbetrag der einem einzigen Unterneh-
men von einem Mitgliedstaat gewährten De-minimis-
Beihilfen in einem Zeitraum von drei Steuerjahren 
200.000 Euro nicht übersteigen.
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ter Begründung des Erfordernisses bei der Investi-

tionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH) beantragt 

werden. Insofern trägt der Antragsteller hierfür 

das gesamte Risiko. Die Bewilligung erfolgt im 

Rahmen des Auswahlverfahrens des Landespro-

gramms Wirtschaft durch die Bewilligungsstelle.

7.4 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech-

nung der Zuwendung sowie für den Nachweis und 

die Prüfung der Verwendung und die gegebenen-

falls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-

scheides und die Rückforderung der gewährten Zu-

wendung gelten die Verwaltungsvorschriften (VV/

VV-K zu § 44 LHO) in Verbindung mit den entspre-

chenden Regelungen des Landesverwaltungsgeset-

zes (§§ 116, 117, 117 a LVwG), soweit nicht in 

dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden 

sind, sowie bei einer Förderung mit EFRE-Mitteln 
die Bestimmungen der Europäischen Kommission.

7.5 Ergibt sich bei der Anwendung dieser Richtlinie 
eine im Einzelfall nicht beabsichtigte Härte oder lie-
gen besondere landespolitische Interessen vor, kön-
nen im Einvernehmen mit dem Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Technologie und dem 
Finanzministerium Ausnahmen zugelassen werden.

8 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit dem Tag der Veröffentli-
chung in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2023. 

Gleichzeitig tritt die Richtlinie zur Förderung von 
nicht-investiven touristischen Projekten vom 26. Ok-
tober 2015 (Amtsbl. Schl-H. S. 1209)3) außer Kraft.
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3) Gl.Nr. 6607.14

Bekanntmachungen

– Landesbehörden –

Bekanntmachung über  
die Allgemeinverbindlicherklärung eines 

Tarifvertrags für Sicherheitsdienstleistungen 

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und Technologie
vom 15. Juni 2017 – VI 144-411.02-167/2017-562/2917 –

Aufgrund des § 5 Abs. 1 i.V.m. mit den Absätzen 2, 6 
und 7 des Tarifvertragsgesetzes, dessen Absät- 
ze 1 und 7 durch Artikel 5 Nummer 1 Buchstabe a 
und d des Gesetzes vom 11. August 2014 (BGBl. I  
S. 1348) geändert worden sind, wird auf gemeinsa-
men Antrag der Tarifvertragsparteien und im Einver-
nehmen mit dem Tarifausschuss des Landes Schles-
wig-Holstein der Lohntarifvertrag für Sicherheits-
dienstleistungen in Schleswig-Holstein einschließlich 
der Protokollnotiz und der Protokollnotizen 1 und 2 
vom 18. Januar 2017 - erstmals kündbar zum  
31. Dezember 2018 - abgeschlossen zwischen dem 
Bundesverband der Sicherheitswirtschaft (BDSW), 
Landesgruppe Schleswig-Holstein, Norsk-Da-
ta-Straße 3, 61352 Bad Homburg, einerseits, und 
der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft – ver.di, 
Landesbezirk Nord, Hüxstraße 1, 23552 Lübeck, 
andererseits, mit Wirkung vom 12. Juni 2017 mit 
der weiter unten stehenden Einschränkung für all-
gemeinverbindlich erklärt.

Geltungsbereich des Tarifvertrags:  

räumlich: für das Bundesland Schleswig-Holstein;

fachlich: für alle Betriebe, die Sicherheitsdienste 
oder Kontroll- und Ordnungsdienste für 
Dritte erbringen und für alle Unterneh-
men, Betriebe und Betriebsteile, die 
Kräfte auf oder mit Zugang zu Anlagen 
der DB Netz AG zur Sicherung gegen 

Gefahren aus dem Eisenbahnbetrieb 
einsetzen;

   Betriebe im Sinne dieses Tarifvertrags 
sind auch selbständige Betriebsabtei-
lungen. Als selbständige Betriebsabtei-
lung gilt auch eine Gesamtheit von Ar-
beitnehmern eines Betriebes, die au-
ßerhalb des Betriebes Sicherheits- 
dienstleistungen erbringt;

persönlich: für alle in Schleswig-Holstein eingesetz-
ten und beschäftigten gewerblichen Ar-
beitnehmer sowie Auszubildende.

Die Allgemeinverbindlicherklärung wird wie folgt 
eingeschränkt: 

Der fachliche und persönliche Geltungsbereich des 
Tarifvertrags erfasst nur solche Betriebe und selb-
ständige Betriebsabteilungen, die innerhalb des ört-
lichen Geltungsbereichs ihren Sitz haben, sowie 
Arbeitnehmer, die dem Direktionsrecht eines im ört-
lichen Geltungsbereich gelegenen Betriebs oder 
selbständigen Betriebsteils unterliegen.

Die von der Allgemeinverbindlicherklärung umfass-
ten Rechtsnormen des Tarifvertrags einschließlich 
der Protokollnotiz und der Protokollnotizen 1 und 2 
sind in den Anlagen 1 bis 4 abgedruckt. 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, für die der Tarifver-
trag infolge der Allgemeinverbindlicherklärung ver-
bindlich ist, können von einem der Tarifvertragspar-
teien eine Abschrift des Tarifvertrags gegen Erstat-
tung der Selbstkosten (Papier- und 
Vervielfältigungs- oder Druckkosten sowie Über-
sendungsporto) verlangen.
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